
Repositorium für die Medienwissenschaft

Elfriede Walendy
„Alle haben mir vertraut.“ Der Aufbau des
privatrechtlichen Rundfunks in Bayern.
Rundfunkhistorisches Gespräch mit Prof. Dr. Wolf-
Dieter Ring
2020
https://doi.org/10.25969/mediarep/19045

Veröffentlichungsversion / published version
Zeitschriftenartikel / journal article

Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Walendy, Elfriede: „Alle haben mir vertraut.“ Der Aufbau des privatrechtlichen Rundfunks in Bayern.
Rundfunkhistorisches Gespräch mit Prof. Dr. Wolf-Dieter Ring. In: Rundfunk und Geschichte, Jg. 46 (2020), Nr. 3-4,
S. 59–81. DOI: https://doi.org/10.25969/mediarep/19045.

Erstmalig hier erschienen / Initial publication here:
https://rundfunkundgeschichte.de/artikel/heft-3-4-2020/

Nutzungsbedingungen: Terms of use:
Dieser Text wird unter einer Creative Commons -
Namensnennung - Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0/
Lizenz zur Verfügung gestellt. Nähere Auskünfte zu dieser Lizenz
finden Sie hier:
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

This document is made available under a creative commons -
Attribution - Share Alike 4.0/ License. For more information see:
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

https://mediarep.org
https://doi.org/10.25969/mediarep/19045
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/


Rundfunkhistorisches 
Gespräch



Der Studienkreis Rundfunk und Geschichte e. V. führt im Rahmen einer Arbeitsgruppe rundfunkhistorische Gespräche mit ehemaligen 
Rundfunkmitarbeiter*innen, um deren berufliche Erinnerungen zu sichern. Das Projekt wurde dankenswerterweise von den Landes-
medienanstalten Berlin-Brandenburg (mabb) und Nordrhein-Westfalen (LfM) gefördert.

Abb. 1: Wolf-Dieter Ring beim Interview mit Elfriede Walendy.
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„Alle haben mir vertraut.“ Der Aufbau des  
privatrechtlichen Rundfunks in Bayern
Rundfunkhistorisches Gespräch mit Prof. Dr. Wolf-Dieter Ring

Ohne Frage war die erste Hälfte der 1980er Jahre in medienpolitischer 
Hinsicht eine aufregende Zeit in der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Einführung des privaten Rundfunks ging Hand in Hand mit 
der forcierten Verkabelung Deutschlands und den Beschlüssen 
der Genfer Wellenkonferenz von 1984 – und war nicht zu trennen 
von dem politischen Machtwechsel in Bonn 1982. Unter Bundes-
kanzler Helmut Kohl und seinem Postminister Christian Schwarz-
Schilling wird der Kabelausbau mit koaxialem Kupferka bel massiv 
vorangetrieben; damit begegnet die schwarz-gelbe Bundesregierung 
der notorischen Knappheit an terrestrischen Fernseh- und Radio-
frequenzen und befördert so – zumindest auf technologischer und 
infrastruktureller Ebene – die Zulassung privater Anbieter durch die 
Landespolitik. Die Kommunikationswissenschaft liefert just in die-
ser Zeit ein weiteres Argument für die Erweiterung des Programm-
angebots: Elisabeth Noelle-Neumanns bahnbrechende Studie „Die 
Schweigespirale“ wird politisch als Aufforderung gelesen, das öf-
fentlich-rechtliche Fernsehen durch ein liberales, dem Markt unter-
worfenes System zu ergänzen. In der Entstehungsphase dieses dua-
len Systems entstehen vier „Kabelpilotprojekte“ in Ludwigshafen, 
München, Berlin und Dortmund, geplant als Versuchsfeld für den 
privaten Rundfunk, de facto aber sein Startschuss.1 In dieser Zeit, 
der Entstehungszeit des Dualen Systems, wird Wolf-Dieter Ring zu 
einem der maßgeblichen Akteure in der Bayerischen Medienpolitik.

Prof. Dr. Wolf-Dieter Ring, geb. am 27.03.1941 in Wien, lebt seit 
seinem vierten Lebensjahr in Bayern. Nach Besuch des Wilhelms-
Gymnasiums in München war er drei Jahre als Zeitoffizier bei der 
Bundeswehr. Den Wunsch, Offizier zu werden, hat er verworfen 

1 Vgl. zur medienpolitischen Situation Dietrich Schwarzkopf: Die „Medienwende“ 1983. In: Ders. (Hg.): 
Rundfunkpolitik in Deutschland. Wettbewerb und Öffentlichkeit. Band 1. München 1999, S. 29–49.
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und stattdessen Rechtswissenschaften an der Universität  München 
studiert. 1972 hat er das Zweite Staatsexamen abgelegt und an-
schließend über ein verfassungsrechtliches Thema bei Prof. Dr. 
Peter Lerche promoviert. Nach einer Beschäftigung bei der Chemie-
industrie ging es beruflich weiter im Haushaltsreferat des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung.

Als Beamter mußte er einen Außendienst absolvieren. Er ent-
schied sich gegen den Flughafen München und für den Bayerischen 
Rundfunk, wo er ab 1975 für drei Jahre persönlicher Referent des 
BR- Intendanten Reinhold Vöth wurde. Ab 1978 war er Referats-
leiter für Medienpolitik an der Bayerischen Staatskanzlei und Vor-
sitzender der Arbeitsgruppe „Rundfunkbegriff “ der Rundfunkrefe-
renten der Länder. In dieser Zeit war er ab 1980 für fünf Jahre auch 
als Geschäftsführer der Projektkommission zum Kabelpilotprojekt 
München tätig. Von April 1985 an war er für acht Monate Beauf-
tragter der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien (BLM). 
Anschließend, ab Januar 1986, übernahm er zunächst für vier Jahre 
als Geschäftsführer und ab 1990 bis zu seinem altersbedingten Aus-
scheiden 2011 als Präsident Verantwortung für die BLM.  Er ist für 
seine Verdienste beim Aufbau eines erfolgreichen privat-rechtlichen 
Rundfunks in Bayern mit höchsten Auszeichnungen geehrt worden.

Im Oktober 2019 veröffentlichte Wolf-Dieter Ring ein Buch mit 
dem Titel: „Aufbruch zur Medienvielfalt: Entwicklung des privaten 
Rundfunks in Bayern“, auf das er sich im Interview immer wieder 
bezieht.2 

Elfriede Walendy führte am 8. Dezember 2019 in München das 
folgende rundfunkhistorische Gespräch. Sie war von 1988 bis 2017 
Referentin bei der Landesanstalt für Kommunikation Baden-Würt-
temberg.

2 Wolf-Dieter Ring (Hg.): Aufbruch zur Medienvielfalt. Entwicklung des privaten Rundfunks in Bayern. 
Erschienen im context verlag Augsburg 2019.
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Als Sie in der Staatskanzlei waren, waren Sie ab 1980 Vorsitzender 
der Arbeitsgruppe „Rundfunkbegriff “ der Rundfunkreferenten der 
Länder. In dieser Zeit, 1980, hat ja das Kabelpilotprojekt in München 
angefangen.

Da muss ich eine kleine Korrektur anbringen. Der Start des Kabelpilotprojektes in München 
war am 01.04.1984. Am 01.01.1984 ging es in Ludwigshafen los, also drei Monate vor München. 
1980 wurde die Projektkommission3 für das Kabelpilotprojekt München zur Vorbereitung die-
ses Projekts berufen. Und da war ich Geschäftsführer. Insofern stimmt es schon, dass ich dort 
ab 1980 als Geschäftsführer tätig war, aber das Kabelpilotprojekt [an sich] kam dann später. 
Dafür wurde eine Gesellschaft gegründet, die dann die Organisation und die Durchführung 
des Kabelpilotprojektes vorgenommen hat. Die hieß MPK, Münchner Pilot-Gesellschaft für 
Kabelkommunikation GmbH. Die hat das Projekt mit einem Chef, der Rudolf Mühlfenzl hieß, 
durchgeführt. Bevor Mühlfenzl 1986 Präsident der Landeszentrale wurde, hat er diese Aufgabe 
übernommen. 

Verstehe, er hatte die Leitung inne. Es war ein Pilotprojekt, das es an 
drei anderen Stellen in Deutschland ebenfalls gegeben hat. Mit den 
Ergebnissen haben Sie dann auch nichts zu tun gehabt?

Doch. Die Ergebnisse flossen ja auch in die gesetzgeberischen Aktivitäten und medien-
politischen Diskussionen ein. Sie sind in einem Bericht4 veröffentlicht und haben eine große 
Rolle gespielt. Die Projektkommission war exzellent zusammengesetzt. Eberhard Witte, ein 
ganz bekannter Professor, war der Vorsitzende. Professor Peter Lerche dabei. Er war ein be-
rühmter Verfassungsrechtler, übrigens auch mein Doktorvater. Die Projektkommission war 
auch mit Leuten aus der Praxis gut zusammengesetzt. Reinhold Kreile zum Beispiel, ein ex-
zellenter Fachmann des Urheberrechts und später GEMA-Präsident. Ich habe als junger Ge-
schäftsführer von den hochkompetenten Mitgliedern viel gelernt, das schreibe ich auch in dem 
Buch. Im Vergleich zu den anderen Mitgliedern war ich dort der Jüngste. Ich konnte dann auch 
später in der Praxis dieses Wissen gut verwenden.  

Sie verweisen jetzt auf Ihr Buch. Können Sie noch inhaltlich etwas 
dazu sagen? Denn das gesprochene Wort gilt ja im Augenblick. 

Ja klar. Einmal war das ja, wie Sie schon zurecht sagen, eines der vier Projekte, die die 
Ministerpräsidenten der Länder beschlossen haben. Die Idee war, Pilotprojekte zu machen 
und dabei zu erfahren, ob die Leute überhaupt diese Inhalte wollen und welche gesellschaft-

3 Die Projektkommission sollte „die Versuchsbedingungen des Münchner Projekts erarbeiten und das 
Projekt beratend begleiten“ (ARD-Chronik von 1980, Online: http://web.ard.de/ard-chronik/index/2369,  
abgerufen am 15.9.2020).
4 Bayerische Staatskanzlei (Hg.): Kabelpilotprojekt München. Bericht der Projektkommission.  
Berichterstatter: Eberhard Witte. München 1987.

http://web.ard.de/ard-chronik/index/2369
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lichen Auswirkungen das hat, weil wir eine sehr kritische gesellschaftspolitische Diskussion in 
Deutschland geführt haben, auch in München war die heftig. Als Geschäftsführer der Projekt-
kommission habe ich regelmäßig über den Fortschritt des Pilotprojekts berichtet. Parallel dazu 
war die MPK tätig. Gleichzeitig habe ich – vor allem auch davor – die Bürger über die Ent-
wicklung informiert. Hier in München gab es viele Veranstaltungen, auch in Schulen. Wir 
haben die Bürger eingeladen, vor allem in dem Gebiet, das für die neuen Angebote vorgesehen 
war. Das war nicht ganz München, sondern nur ein Teil für das Kabelprojekt. Das war für 
mich eine ganz schwierige Zeit. Ich bin in die Sitzung gegangen, der eine oder andere Professor 
aus der Kommission hat mich begleitet. Ich war der Geschäftsführer und voller Begeisterung, 
dass wir jetzt neue Dinge machen und ich wollte diese Begeisterung vermitteln. Bei den Ver-
anstaltungen waren dann zwischen 100 und 200 Teilnehmer und dann waren in der Regel dort 
90 Prozent organisierte Gegner. Die einen dann niedergeschrien haben. 10 oder 20 Bürger 
haben zugehört und wollten wirklich etwas wissen. Es war ziemlich strapaziös für mich, weil 
ich das mein ganzes Leben nie erlebt habe. Ich dachte, ich wollte ordentlich sachlich informie-
ren und die gehen so mit einem um. Das hat mich aber fürs weitere Leben stabil gemacht. Eine 
Bürgerinitiative in München war ganz heftig: die Bürgerinitiative gegen Kabelkommerz, kurz 
BIKK. Die haben die gesellschaftliche Debatte ziemlich kritisch geführt, zum Beispiel mit so 
Sätzen wie „Wollen Sie, dass ihre Kinder den Fernseher mehr lieben als die eigenen Eltern?“ 
oder „Kein Kabelkommerz für die Weltstadt mit Herz!“ oder Zeichnungen, zum Beispiel hat 
eine Mutter einen Fernseher und durch den Rahmen des Fernsehers reicht sie dem Kind, das 
sie stillt, ihre Brust. 

Also gab es vor allem die Befürchtung, dass die Kinder nur noch Tag 
und Nacht vor dem Fernseher sitzen und mit Inhalten gefüttert wer-
den. Amerikanische Verhältnisse in Deutschland, das wollte man un-
bedingt vermeiden.

Diese Befürchtung war da und die war sehr stark ausgeprägt. Ich habe diese kritischen Stim-
men in der Aufbereitung dieser Zeit [im Buch] ziemlich detailliert dargestellt. Die SPD war 
vor allem dagegen; es war der DGB, also die Gewerkschaften, dagegen; die Rundfunk-Ge-
werkschaft, die damals RFFU hieß, also die Rundfunk-Fernseh-Film-Union war dagegen; die 
Mitarbeiter des Bayerischen Rundfunks; die Spitze des BR hat den Eindruck erweckt, sie würde 
da mitmachen wollen, weil sie auch Vorteile von der neuen Entwicklung für die eigene Ent-
wicklung erwartet hatten, aber auf der Macher-Ebene war eine ganze Reihe von Mitarbeitern 
des BR, auch zum Teil von Presseunternehmen, gegen diese Entwicklung. Die waren alle in der 
Bürgerinitiative organisiert. Das war eine schwere, harte Zeit. 

Es gab ja nicht so viele Kabelhaushalte, die da angeschlossen waren. 

Ja, das waren ganz wenige. Es gibt bis heute eine kritische Debatte, ob die Zahlen, die Mühl-
fenzl damals veröffentlicht hat, richtig waren. Es war eine begrenzte Zahl. Das Problem dieses 
Projektes in München und auch der anderen Projekte war, dass inzwischen die Entwicklung 
der Technik die Grundidee „Wir können noch nein sagen, wenn sich das nicht bewährt!“ 
überholt hatte. Nein sagen zu können als Erkenntnis aus den Projekten, das war inzwischen 
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unrealistisch geworden. Das war einer der Gründe, warum ich immer wieder so beschimpft 
wurde. Ich habe nämlich immer gesagt, dass es nicht um das „Ob“ geht, dass wir an dieser Ent-
wicklung nicht vorbei gehen können, sondern dass es um das „Wie“ geht. Wir wollen wissen, 
wie wir das machen, damit es auch möglichst sozialverträglich und vielfältig wird. Das war 
eigentlich die Idee. 

Die Rückholbarkeit war kein Thema mehr?

Bei mir nicht, bei den Gegnern schon. Die haben darauf rumgeritten und gesagt, dass muss 
rückholbar bleiben. Ich habe wirklich nicht daran geglaubt, sondern gesagt, dass ich das jetzt 
der Bevölkerung eigentlich schuldig … naja, ein bisschen hochgestochen formuliert … aber 
dass man dann ehrlicherweise sagt, wie man diese Entwicklung realistisch sehen wird.

Es gab ja dann auch schon die Lizenzierung von größeren Fernsehver-
anstaltern/-anbietern.

Ja. Es gab vor allem das, was mich damals auch ganz stark motiviert hatte, diesen ordnungs-
politischen Weg zu gehen. Es gab ganz real Einstrahlungen vom Ausland nach Deutschland. 
Hier in München zum Beispiel vom Schwarzenstein, einem Südtiroler Berg. Da haben UKW-
Sender hierher nach München reingestrahlt, ohne dass die eine Lizenz hatten, ohne dass sie 
sich den Spielregeln unterwerfen mussten. Das gab es im Fernsehen auch. Die Verleger haben 
auch gedroht, dass sie über Luxemburg eine Satelliten-Lizenz bekommen, um dann mit dem 
Satelliten über Deutschland ihre Programme zu verbreiten. Das hat sich dann nicht verwirk-
lichen lassen. Also es war eine sehr dynamische Entwicklung. Die Projekte hatten durchaus 
ihren Sinn. Man hat auch was gelernt und Erfahrung gesammelt, aber sie wurden durch die 
dynamische Entwicklung Stück für Stück überholt. 

Endete das Projekt nach der vorgesehenen Zeit?

Ja, das war aber gar nicht so lange. Es endete, aber es gab dann ein Gesetz, das ich federführend 
in der Staatskanzlei als Referent für Medienpolitik auf der Beamtenebene zu verantworten 
hatte. In diesem Gesetz gab es einen Artikel 7, das Gesetz hieß: Medienentwicklungs- und Er-
probungsgesetz. Das zeigt auch, wie vorsichtig man da herangegangen ist. Das Gesetz war zeit-
lich auf acht Jahre befristet. Der angesprochene Artikel 7 hat die Verbreitung der im Kabel-
pilotprojekt schon erprobten und vorhandenen Programme auf ganz Bayern ausgedehnt und 
es wurde auch um die UKW- und Hörfunknutzung erweitert. Es war also ein Aufbau und 
deswegen war das schon interessant, wie das zustande kam und welche Programme verbreitet 
werden konnten. 

Dann kommen wir schon zur Gründung und zum Aufbau der Bayeri-
schen Landeszentrale für neue Medien, der BLM. Sie sagten ja schon, 
dass das Kabelpilotprojekt auch mit dem Übergangsgesetz erweitert 
wurde. Die dort erprobten Kanäle bekamen dann eine bayernweite 
oder lokale Lizenz. 
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Ja. Es waren unterschiedliche Programme. Die, die in Bayern zugelassen waren, bekamen dann 
eine Lizenz5, man konnte das aber nicht auf das Land begrenzen. Deswegen gab es auch andere 
Programme, die zum Beispiel in Ludwigshafen ausgestrahlt wurden. Da gab es dann schon 
die Entscheidung der Ministerpräsidenten, den TV-Sat zu nutzen, also den Satelliten mit fünf 
Kanälen. Es war also nicht nur Bayern. Natürlich waren UKW und solche Verbreitungen lokal 
und regional begrenzt, aber es gab nationale Programme, die dann in diesem Rahmen schon 
bundesweit ausgestrahlt wurden. 

Kommen wir jetzt zu der BLM. Ich habe nachgelesen, dass Sie mit 
fünf Mitarbeitern angefangen haben.

Mit fünf Mitarbeitern auf geliehenen Schreibtischen, ohne Sekretärin, nur mit ein paar Stu-
denten. Die fünf habe ich heute wieder zusammengerufen. Die sind dann alle was in der BLM 
geworden. Die sind Bereichsleiter geworden. Der Herr Heim für Programm; der Herr Müller 
für Technik; Herr Dr. Neupert, der 1. Justiziar; und Herr Haunreiter, der Frequenzspezialist, 
den ich vom BR abgeworben hatte. Der Herr Müller war vorher bei der Deutschen Bundes-
post. Meine Grundüberzeugung, das hatte ich schon im Pilotprojekt und immer wieder erlebt, 
weil hier bei uns mit Technik getrickst wurde, war: Ohne technischen Sachverstand braucht 
man eine Landesmedienzentrale gar nicht aufzubauen. Man muss den technischen Sachver-
stand im Hause haben. Das haben andere Landesmedienanstalten dann nachgemacht. Wir 
waren die ersten, beziehungsweise ich war der erste, der gesagt hat, dass wir technischen Sach-
verstand brauchen. Ich wurde über die Technik immer belogen. In der Vorphase … das war 
unglaublich! Zum Beispiel: „Es gibt keine terrestrischen Frequenzen mehr!“, hat der Post-Prä-
sident der Oberpostdirektion in München erklärt, „… und wir können auch keine technischen 
Investitionen im Olympiaturm installieren, dafür gibt es keinen Platz mehr für die Errichtung 
von Sendern, um die terrestrische Verbreitung privater Programme zu unterstützen!“ Schwarz-
Schilling, der frühere Postminister, mit dem ich für mein Buch auch ein Zeitzeugeninterview 
gemacht habe, hat das anders gesehen, aber hier war das so. Ich habe mir Rat aus dem Ausland 
und dann später ins Haus geholt. 

Ja. Ich denke, das ist eines der Erfolgskriterien. Wenn man selbst Mes-
sungen über die Ausstrahlung von Frequenzen machen kann, weiß 
man, was Sache ist. 

5 Vgl. zur Lizenzvergabe von Satellitenfernsehen in der Anfangszeit Hans Hege: Praxis der Lizenzvergabe – 
eine Zwischenbilanz. In: Direktorenkonferenz der Landesmedienanstalten (Hg.): DLM Jahrbuch 88. München 
1988, S. 27–34. — Dr. Hans Hege, seit 1985 Direktor der Anstalt für Kabelkommunikation und 1992–2016 
Direktor der Medienanstalt Berlin-Brandenburg, schreibt dort: „Eine Eigenart der deutschen Rundfunkent-
wicklung ist es, daß es eine echte Zulassung für über Fernmeldesatelliten verbreitete Programme nicht gibt. 
Die Veranstalter werden wie ein regionaler Veranstalter in einem Bundesland zugelassen. (…) Für die anderen 
Landesmedienanstalten beschränkte sich die Lizenzvergabe auf Zuteilung von [technischen Übertragungs-]
Kapazitäten.“ (S. 28f.)
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Genau. Und dass man die Nutzungsmöglichkeiten der Technik parallel zu dem setzt, was man 
medienrechtlich und medienpolitisch beschließt. Und das waren die Fünf. Wie gesagt, bei den 
ersten Fünf sind zwei technische Sachverständige dabei. Einer, der was von Verkabelung ver-
stand und einer, der was von Frequenzen verstand. Das war eine wesentliche Grundlage. 

Fünf Jahre später hatten Sie schon ganz viele Frequenzen lizenziert – 
wie macht man das mit fünf Menschen?

Erst einmal durch die Überzeugung, dass das eine tolle Aufgabe ist, die uns zwar wahnsinnig 
fordert, die wir aber erfolgreich bewältigen wollen. Die Leidenschaft hatten wir alle. Ich denke 
nur mal an Herrn Müller, der kam 01.04.1985 – Beginn der BLM – schweißüberströmt in die 
angemieteten Räume, und da habe ich natürlich gefragt, was mit ihm los sei. Er meinte, dass er 
sich gestern im Handball eine Verletzung zugezogen habe, die zwar weh tue, wir aber heute die 
Landesmedienzentrale aufbauen würden und er daher nicht zum Arzt gehen würde. Ich mein-
te dann, dass er natürlich sofort zum Arzt gehen solle. Er wollte nicht und beharrte auf dem 
Aufbau der Landesmedienzentrale, die am 01.04. begann. Es waren also diese Leidenschaft und 
diese Begeisterung, die sehr viel bewirkt haben. Dann gab es ein Gremium, den Medienrat, 
der zunehmend seine Eigenständigkeit und sein Selbstbewusstsein gegenüber dem Rundfunk-
rat des BR entwickelt hat. Solange der Rundfunkrat alleine im Rahmen der gesellschaftlichen 

Abb. 2: Die BLM startet 1985 mit fünf Mitarbeitern: Heinz Heim, Reiner Müller, Wolf-Dieter Ring, 
Helmuth Neupert, Helmut Haunreiter (v.l.n.r.). Foto: BLM.
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Gruppierungen die Diskussion bestimmt hat, war sie sehr einseitig. Als sich der Medienrat 
zunehmend etabliert und mitgemacht und mitgewirkt hat, hat das ein ausgewogenes Bild er-
geben. Dieses plurale Gremium habe ich mein Leben lang für einen wesentlichen Faktor bei 
dieser Entwicklung gehalten. 

Ich glaube, der hat in Bayern ja auch ein bisschen mehr Einfluss auf-
grund der Verfassungsvorgaben, darauf kommen wir auch noch, 
oder?

Die man unbedingt erwähnen muss, die habe ich, wo immer es passt, erwähnt. Das hängt auch 
mit dem Erprobungscharakter zusammen. 

Hatten Sie sonst Vorgaben? Mussten Sie irgendetwas beachten?

Es war ein sehr grobmaschiges Gesetz, das nicht sehr detailliert formuliert war, das Medien-
erprobungs- und Entwicklungsgesetz – MEG – mit sehr vielen Möglichkeiten der Auslegung 
und der praktischen Anwendung. Man hatte ja kein Beispiel. Es war gut, dass der Gesetzgeber 
nicht meinte, er könne das alles bestimmen. Das hatte ich auch im Bayerischen Senat, den es 
damals noch gab, vertreten. Auch im Bayerischen Landtag und in den Arbeitskreisen. Ich war 
ja monatelang im Bayerischen Senat und habe mich da „rumgeschlagen“. Die Rolle des Senats 
ist auch ganz wichtig. Der Bayerische Senat war mit seinen Gutachten ein wesentlicher Fak-
tor. Das war damals das Verfahren. Der Senat machte ein Gutachten zum Gesetzentwurf der 
Staatsregierung. Dieses Gutachten ist in die Gesetzgebungsdebatte eingeflossen. Es gab einen 
Vorsitzenden, Professor Ekkehard Schumann, mit dem ich auch ein Zeitzeugeninterview ge-
macht habe, ein sehr bekannter Professor in Regensburg, er ist heute 87 Jahre alt. Der hat 
erreicht, dass der Senat nach heftigen, monatelangen Debatten ein einstimmiges Gutachten ab-
gegeben hat. Das hat der gesellschaftlichen Zerstrittenheit ein Stück entgegengewirkt. Im Senat 
waren ja verschiedene gesellschaftliche Gruppen vertreten. Das war also unglaublich wichtig, 
dass der Debatte, die stark vom BR beeinflusst wurde, etwas entgegengesetzt werden konnte. 

… und dass die Kräfte zusammengewirkt haben …

Ja. Da war noch etwas, was ich erwähnen will, das mit der Verfassungslage, aber auch mit dem 
Aufbau zusammenhing. Wir haben in Bayern eine Struktur entwickelt, in der es am Anfang 
Kabelgesellschaften gab. Die regionalen Kabelgesellschaften, die nach bestimmten Kriterien 
genehmigt wurden, haben eine vorbereitende Tätigkeit für die endgültige Entscheidung durch 
den Medienrat und durch die Landeszentrale wahrgenommen. Die haben also Vorschläge ge-
macht und sich mit den Anbietern zusammengesetzt und haben uns dann, immer bei lokalen 
und regionalen Fragen, Vorschläge gemacht. Wir haben aber entschieden und immer wieder 
haben wir das etwas anders gesehen, was durchaus Konflikte mit sich brachte. Man hatte vor 
Ort noch mal ein steuerndes, nach Vorgaben der Landeszentrale und des Gesetzgebers tätiges 
Organisationselement, was ganz wichtig war. Sonst hätten wir das nicht so schnell aufbauen 
können. Das griff ineinander. Für die landesweiten, nationalen, bundesweiten Programme war 
die MPK, die wir schon erwähnt haben, die dann später MGK, Münchener Gesellschaft für 
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Kabelkommunikation, hieß, verantwortlich. Die hatte bei der Vorbereitung der Lizenzen für 
diese Programme die gleiche Aufgabe. Das hat dann aber sehr schnell zu vielen Konflikten 
geführt.

Ich hätte noch eine Frage zu Ihrem Führungsstil während des Auf-
baus. Wie nimmt der Geschäftsführer, und später dann Präsident, 
seine Mitarbeiter mit?

Ich hatte immer einen sehr kooperativen Führungsstil. Ich habe auf das unmittelbare Mitwirken 
der Mitarbeiter ganz großen Wert gelegt. Wir hatten eine wöchentliche Fachbesprechung, so 
nannte sich das damals. Da sind anfangs die wenigen Mitarbeiter und später dann die Be-
reichsleiter zusammengesessen. Wir haben immer über alle Grundsatzfragen gemeinsam ge-
rungen und gestritten: „Herr Präsident, so geht das nicht! Das können wir so nicht machen!“ 
Es war eine sehr offene Diskussionsatmosphäre. Manchmal war das richtig heftig. Ich habe das 
aber gepflegt. 

… abteilungsübergreifend oder bereichsübergreifend?

Ja, alle Bereiche. Noch ein weiterer Vorteil dieser Aufbausituation war, dass ich nicht nur 
Juristen hatte, wie den Justiziar, sondern Mitarbeiter aus ganz unterschiedlichen Bereichen. 
Technik haben wir schon erwähnt. Der Programmbereichsleiter Heim war Kommunikations-
wissenschaftler. Dann gab es später kaufmännische und medienpädagogische Vorbildungen. 
Ich habe sehr großen Wert daraufgelegt, dass unterschiedliches Wissen und unterschiedliche 
Erfahrungen zusammengefügt werden und das war die Idee dieser einmal in der Woche statt-
findenden Fachbesprechungen mit stundenlangen Diskussionen. Immer montags um 10 Uhr 
ging es los. Auch jenseits dieser regelmäßigen Fachbesprechungen habe ich grundsätzlich bei 
allen Fragen und bei allen Gesprächen jemanden dazu gezogen. Ich habe ganz selten allein Ge-
spräche geführt. Das ergibt sich natürlich so als Präsident. Wenn ich nach Gesprächsterminen 
gefragt wurde, dann habe ich in der Regel meinen Geschäftsführer dazu genommen, lange 
Jahre Herrn Gebrande, der gerade aus der BLM verabschiedet wurde. Das habe ich auch so 
praktiziert. 

War Ihr Plan von Anfang an, eine große Medienanstalt aufzubauen?

Eigentlich war sie, das kann man auch in den Gesetzesmaterialien nachlesen, mal viel klei-
ner diskutiert worden. Aber mit dieser Idee, verschiedene Felder abdecken zu müssen, zum 
Beispiel auch Medienpädagogik oder Aus- und Fortbildung, wo wir sehr viel gemacht haben, 
gab es automatisch eine Vergrößerung, weil die Aufgaben zugenommen haben. Ich schätze 
auch sehr die Unterstützung der Politik, jedenfalls der Mehrheitsfraktion, der CSU, und die 
hatte damals eine große Mehrheit. Was ich immer ganz toll fand: Wir haben bestimmte Dinge 
wie z. B. Aus- und Fortbildung einfach gemacht, da wir Qualität in den Sendern brauchten 
und wir dazu einen Beitrag liefern mussten, auch zu den Wirtschaftlichkeitsproblemen beim 
Aufbau. Im Nachhinein hat der Gesetzgeber solche Aktivitäten dann als Aufgabe ins Gesetz 
geschrieben. 
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Sie haben Fakten geschaffen. 

Ja. Das wurde auch akzeptiert, allerdings auch durch die Gremien, durch den starken Medien-
rat und den Verwaltungsrat.  

Da kommen wir auch schon zum Aufbau der bayerischen Medien-
landschaft und ihren Besonderheiten. Damals hat jedes Land seine 
eigenen medienrechtlichen Grundlagen gezimmert. Das ist dann zum 
Teil sehr unterschiedlich verlaufen. In Bayern gibt es eine Besonder-
heit, die Sie bestimmt erklären können. 

Es gibt den Artikel 111a der Bayerischen Verfassung, wonach Rundfunk in Bayern in öffentlich-
rechtlicher Trägerschaft und in öffentlicher Verantwortung betrieben wird. Die Grundsatzdis-
kussion, die verfassungsrechtlich natürlich hoch streitig war, lief darauf hinaus, ob eine starke 
öffentlich-rechtliche Aufsicht eine dezentrale Struktur, die ich gerade schon mit den Kabel-
gesellschaften beschrieben habe, und eine starke ordnungspolitische Steuerungsmöglichkeit 
der Aufsicht dieses Trägerschaftsmodell der Verfassung erfüllt. Es gab verschiedene Gutachten. 
Die Gegner wollten das alles natürlich nicht wahrhaben und haben es logischerweise für ver-
fassungswidrig gehalten. Die Staatsregierung hat mir damals vertraut. Das hat der ehemalige 
Ministerpräsident Edmund Stoiber, mit dem ich auch ein Zeitzeugengespräch geführt habe, in 
meinem Buch bestätigt. Das war ein unglaublicher Vertrauensvorschuss. Das muss man sich 
mal vorstellen. Da gab es Gutachten von anerkannten Professoren, die gesagt haben, dass das 
alles verfassungswidrig sei. Ich habe nicht alleine, aber im Wesentlichen alleine in den politi-
schen Debatten die Auffassung vertreten, dass, wenn wir ein Erprobungs- und Entwicklungs-
gesetz verabschieden und das befristen und dann nachweisen, dass das Modell funktioniert, 
dann wird dies auch der Verfassungslage gerecht. Das ist auch prompt so gekommen. Im Land-
tag hatten wir heftige Debatten, als die CSU dann endlich auf dieser Linie war, und das war 
gar nicht so einfach, den privaten Rundfunk einzuführen. Das hat der damaliger Staatssekretär 
Stoiber durchsetzen müssen. Die Abgeordneten waren ja auch vom BR beeinflusst und waren 
ja dort auch im Rundfunkrat.

… und die kritische Öffentlichkeit darf man nicht vergessen … 

Ja klar. Die kritischen gesellschaftlichen Gruppierungen, die dabei waren. Und dann war die 
Diskussion im Landtag, wenn ich im Arbeitskreis der CSU war. „Herr Ring was ist denn jetzt 
los? Jetzt haben wir uns dazu entschieden, ein Mediengesetz zu schaffen … was soll jetzt  denn 
dieses Medienerprobungs- und Entwicklungsgesetz, das noch dazu befristet war? Wie sollen 
da Unternehmen Planungssicherheit finden?“ Es war gar nicht so einfach, das verfassungs-
rechtliche Risiko, das in einer dauerhaften Regelung gelegen hätte, deutlich zu machen. Ich 
kann aber sagen, dass mir das gelungen ist. Das war heftig. Der kritische Teil der CSU-Fraktion 
hat gesagt, dass wir das jetzt mal machen sollen, da das Gesetz in acht Jahren ja sowieso aus-
laufen wird, und wir können dann mal sehen, was wir dann machen werden. Die Befristung 
war also für die Kritiker relevant. Es war also eine Gratwanderung. Der Verfassungsgerichtshof 
hat dann das Modell mit einer Korrektur bestätigt. Die Zusammensetzung des Verwaltungs-
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rats war ihm zu wirtschaftsnah. Das wollte ich eigentlich. Dann wurde das Gesetz angepasst 
und der Verwaltungsrat neu berufen. Das Modell war damit verfassungsrechtlich abgesichert. 

Es war ja auch vieles neu. Immer wieder wurde Neuland betreten. 

Die Besonderheit rein praktisch: Die BLM besitzt starke Steuerungselemente, zum Beispiel 
eine weitreichende Anordnungsbefugnis im Gesetz. Es gibt eine starke Stellung des Medien-
rates als Organ. Die BLM kann nach dem Gesetz auf programmliche Vorgaben einwirken, 
muss Programmkonzepte genehmigen und ähnliches mehr. Das haben die Anbieter jedoch 
akzeptiert und akzeptieren das bis heute. Jetzt ist ja sogar die Lizenz für Pro7 von Berlin nach 
München gewandert. Pro7 hat die Lizenz für die Fortführung der Genehmigung jetzt bei der 
BLM beantragt und akzeptiert deren stärkere Stellung. Gleichzeitig ist damit eine absolute 
Kontinuität und Sicherheit in der Lizenzpolitik der BLM und der begleitenden Politik ver-
bunden. Das war das Ausschlaggebende, warum man das auch bei Pro7 akzeptiert hat. Einfach 
gesagt: Eingriffsbefugnisse über andere Landesmedienanstalten hinaus, dafür Planungssicher-
heit sowie medienpolitische Unterstützung der BLM und in der Politik. 

Die Begleitung finde ich einen ganz wichtigen Aspekt. Die Lizenzver-
gabe ist das eine. Es gibt aber noch ganz viel, was dazu beiträgt, damit 
etwas erfolgreich ist. Die Veranstalter können sich darauf verlassen, 
dass sie begleitet werden und dass das Knowhow transferiert wird. 
Die Aus- und Fortbildung und so weiter … 

Genau. Das technische Knowhow, insbesondere zum Nutzen der kleinen Unternehmen, da-
zu die Aus- und Fortbildung … das waren alles begleitende Aktivitäten, die wir mit diesem 
Trägerschaftsmodell praktiziert haben. Wir haben uns immer als Teil dieses Systems gesehen, 
nicht nur als Aufsicht. 

Kann ich zusammenfassen: Sie sind deswegen so groß geworden, 
weil Sie ihre Aufgaben mehr und mehr in diese Richtung verstanden 
haben?

… und weil wir auch die Mittel zur Verfügung hatten. Das kommt hinzu. Man kann sich ja tolle 
Aufgaben definieren, aber ohne Mittel, um sie durchzusetzen, ist das schwierig. Wir haben ja 
durch den Einsatz von Staatssekretär Stoiber, diese Zwei-Prozent-Finanzierung durchgesetzt 
bekommen, einen Anteil aus der Rundfunkgebühr. 

Sie haben die zwei Prozent komplett bekommen? 

Wir haben sie komplett bekommen. Wo anders wird mehr und mehr abgezogen, so dass man 
manche Aufgaben gar nicht mehr wahrnehmen kann. Wir bekommen sie zu 100 Prozent und 
ich habe immer dafür gekämpft, dass ja keiner auf die Idee kommt, irgendwelche Zweckbe-
stimmungen ins Gesetz zu schreiben. Wir haben dafür zum Beispiel auch die Einrichtung des 
Film-Fernseh-Fonds für die Fernsehproduktions- und Filmförderung unterstützt, haben das 
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also abgefangen, indem wir es selbst gemacht haben, sodass sich jeder gefragt hat, warum sol-
len wir denen was wegnehmen, die machen doch lauter vernünftige Sachen. 

Sie hatten da ein bisschen die Hand drauf … 

Ja. Die Finanzausstattung für die BLM war schon sehr gut, sonst hätten wir das alles nicht 
machen können. Am Anfang nicht, da war es hoch riskant. Wir hatten am Anfang eine Zu-
sage der Staatsregierung für eine Staatsbürgschaft. Wir haben ein Darlehen aufgenommen und 
hatten im Laufe der ersten Jahre 10 Millionen DM Schulden. Die Banken hatten uns das Geld 
gegeben, weil der Staat eine Bürgschaft übernommen hat. Ich habe mit meinem Verwaltungs-
rat, der für wirtschaftliche Angelegenheiten zuständig war, heftige Diskussionen über die Frage 
gehabt, warum wir nicht endlich den Weg gehen, uns einen Zuschuss vom Staat zu holen. 
Nachdem ich aber selbst mal in einem Haushaltsreferat eines Ministeriums tätig war und er-
lebt habe, was es bedeutet, wenn der Staat einen Zuschuss gibt … dann sitzt der am Tisch, dann 
steuert er mit. 

Aber auch die Staatsferne des Rundfunks hat das verboten.

Genau. Die Mitglieder des Verwaltungsrats waren dann so mutig und haben mitgemacht. 
Staatssekretär Stoiber hat dann im Kreise der Länder die Finanzierung aus 2 Prozent der 
Rundfunkgebühr durchgesetzt. Bis kurz vor der Entscheidung war noch 1 Prozent in der 
Abstimmung. Da hätten wir unsere Schulden gar nicht so leicht zurückzahlen können. Am 
Abend vor der Sitzung hatten Rudolf Mühlfenzl als Präsident und ich als Geschäftsführer bei 
Staatssekretär Stoiber einen Termin. Wir haben ihm gesagt, dass es nur mit 2 Prozent gehen 
würde und wir es anders sonst nicht schaffen würden. 

Sie haben schon angedeutet, dass der Medienrat, auch aufgrund der 
Verfassung, eine starke Stellung hatte. Die Verfassung hat ja auf-
gegeben, dass die gesellschaftlichen Gruppen stark vertreten sind. Wie 
war die Zusammenarbeit über die vielen Jahre? 

Die Zusammenarbeit, das kann ich wirklich sagen, war hervorragend. Der Medienrat hat mich 
in einer Weise immer wieder gewählt und mir vertraut. Wenn das nicht gewesen wäre, dann 
wäre vieles gar nicht gelungen. Ich hatte ja Wahlergebnisse mit einer oder zwei Gegenstimmen 
oder Enthaltungen. 

Die Medienstandortpolitik, die damals in den Anfangsjahren in 
jedem Land geführt wurde  … man wollte unbedingt bundesweite 
Veranstalter vor Ort ansiedeln. Wie erfolgreich waren Sie? Wie wich-
tig war das für Bayern und für die BLM? 

Ich habe ständig vertreten, dass wir auch die Aufgabe haben, eine erfolgreiche Standortpolitik 
zu machen, aber nicht um den Preis von vernachlässigter Ordnungspolitik. Wie bereits gesagt 
kam uns zugute, dass immer ein großes Vertrauen da war, selbst wenn man ein Unternehmen 
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nicht gewonnen hat oder mehr wollte. Ich empfand das als Teil unserer Aufgaben und habe das 
auch so definiert. Dafür wird man natürlich kritisiert. Wenn man heute den privaten Rund-
funk und seine publizistischen und wirtschaftlichen Ergebnisse vergleicht, dann hat Bayern 
bundesweit den allergrößten Anteil. Das ist also eine erfolgreiche Standortpolitik gewesen. 

Die Zahl der Beschäftigten im privaten Rundfunk war bei Ihrem Ab-
schied bei fast 10.000.

Bayern hat an dieser Entwicklung den größten wirtschaftlichen Anteil und die größte Zahl an 
neugeschaffenen Arbeitsplätzen. Im Jahr 2016 gab es in Bayern 121 private Fernsehprogramme, 
darunter 31 regionale Programme, 190 private Web-TV-Programme. Im privaten Fernsehen 
waren knapp 10.000 Mitarbeiter tätig und der Gesamtertrag lag bei 6,3 Milliarden Euro. Damit 
erwirtschafteten Bayerns private Fernsehunternehmen rund zwei Drittel der TV-Beiträge in 
Deutschland.

Das ist wirklich eine sehr starke und erfolgreiche Entwicklung. In 
einem Zeitungsartikel habe ich gelesen, dass Ihnen der Titel „Herr 
der Knöpfe“ verliehen wurde, weil Sie bei jedem Start gern dabei sein 
wollten.

Mit Begeisterung, das stimmt. Die habe ich aber nie allein gedrückt. Da waren immer die 
Landräte oder die Politik oder die Unternehmer und so … 

Das ist ja aber auch immer eine Wertschätzung dem Sender gegen-
über, der an den Start geht.

Ja. Das macht auch deutlich, dass das ein Trägerschaftsmodell ist. Man ist Träger … 

… und deshalb bin ich beim Start dabei und begleite. Kommen wir 
nun zu einem anderen Bereich. Sie haben ja bei viele Sendern den 
Startknopf gedrückt, aber nicht alle sind erfolgreich gewesen. Die Pro-
bleme, mit denen jetzt vor allem die lokalen und regionalen Anbieter 
zu kämpfen haben … Vielleicht können Sie dazu etwas sagen? 

Ja. Wir haben diese Entwicklung stetig begleitet, immer wieder durch intensive Kontakte mit 
den Unternehmen. Wir hatten uns öfter getroffen und diskutiert, auch außerhalb förmlicher 
Verfahren. Das war ganz wichtig. Wir haben dann verschiedene Maßnahmen ergriffen, um 
die wirtschaftlichen Probleme, die es gab, vor allem von Lokalradios anzugehen und nach 
wie vor ist das regionale Fernsehen immer noch ein Subventionsunternehmen, der Staat sub-
ventioniert inzwischen die Satellitentechnik. Wir haben verschiedene Maßnahmen ergriffen 
wie gemeinsame Vermarktung, die Beteiligung der kleinen Lokalen durch ein Vermarktungs-
modell an der nationalen Werbung. Das hat ein Mitarbeiter von mir auf den Weg gebracht, 
Johannes Kors, der da besonders kreativ war. Das war ganz wichtig.
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Dann die Zusammenarbeit von Anbietern an bestimmten Stationen, das sogenannte 
Funkhaus-Modell, bei dem verschiedene Sender, die erst im Wettbewerb standen (da hat man 
gemerkt, dass das nicht so richtig geht, weil der Markt das nicht hergibt), und dann zusammen 
wirken durften. Das Modell zeichnet sich aus durch wirtschaftliche, und bis zu einem gewissen 
Grad auch programmliche Zusammenarbeit, aber mit unterschiedlichen inhaltlichen An-
geboten. In Regensburg und Nürnberg sehr erfolgreich, in Augsburg mit zwei Sendern. In 
München haben wir das nicht gemacht, weil der Markt Konkurrenz zuläßt. Wir haben sehr 
genau geprüft, wo es notwendig ist. Das waren also Maßnahmen, um die wirtschaftliche Sta-
bilisierung herzustellen. Die haben sich grundsätzlich bewährt. Für das Lokale war unser Teil-
nehmerentgelt schon eine wesentliche Grundlage. Mit Herrn Stoiber, mit Herrn Kreile, der 
war damals Aufsichtsratsvorsitzender der MPK, mit Herrn Müller aus der BLM und mir haben 
wir bei Schwarz-Schilling einen Termin gehabt. Letztlich haben wir mit allen Methoden, die 
man da so auf der politischen Ebene braucht, erreicht, dass die Deutsche Bundespost mit der 
Gebührenerhebung für die Netze gleichzeitig ein Bayerisches Teilnehmerentgelt einkassiert 
hat. Am Anfang waren das im Einzelfall mehrere DM. Jeder Haushalt hat die Gebühr an die 
Post und ein Teilnehmerentgelt bezahlt. Dieses Entgelt haben wir eingesetzt, um lokale und 
regionale Strukturen und auch die Organisation, von der ich schon gesprochen habe, zu finan-
zieren. Leider hat die Politik gegen erbitterte Widerstände meinerseits im Landtag viele Jahre 
später dieses Teilnehmerentgelt abgeschafft. Das gibt es jetzt nicht mehr. Nach wie vor gibt 
es aber das Problem, dass sich die lokalen Fernsehsender nicht ohne Subventionen im Markt 
halten können. Deswegen haben wir immer die Diskussion geführt, einen Teil der Rundfunk-
gebühr dafür zu nutzen. Lokales Fernsehen ist Grundversorgung. Das ist ein Angebot, das 
der Markt nicht hergibt, also muss aus den Gebührenmitteln geschöpft werden. Was wir bis 
jetzt nicht durchgesetzt haben, außer diesen 2 Prozent. Der Staat zahlt jetzt die Satellitenüber-
tragungstechnik für die lokalen und privaten Fernsehstationen aus dem Staatshaushalt. 

Kommen wir nun zu einem anderen Bereich. Nach Beendigung des 
Bayerischen Entwicklungs- und Erprobungsgesetzes wurde das Bay-
erische Mediengesetz etabliert. Mit der Novellierung 1996 wurden 
die Aufgaben der BLM im Bereich Medienerziehung erweitert. Ins-
gesamt war der Bereich Medienerziehung, die Stärkung der Medien-
kompetenz  für  Sie ein wichtiges Thema. 

Ja. Wenn man fragt, was Medienpädagogik eigentlich macht, welche Idee steckt dahinter. Es 
gibt ja welche, die sagen, dass wir nur Medienpädagogik brauchen und dann den Jugendschutz 
abschaffen können. Wir waren aber immer der Auffassung … vor allem Frau Verena Weigand, 
die das initiiert und die Ideen entwickelt hat und eine ganz wichtige Mitarbeiterin der BLM 
war. Ich habe das immer unterstützt, brauchte aber natürlich immer die Fachleute dazu. Ich 
habe das ja nicht gelernt. Die Idee war, dass wir den Jugendschutz für sehr wichtig halten und 
dass wir gleichzeitig auch die Medienkompetenz einsetzen, um einen kritischen und kom-
petenten Umgang mit Medien zu verschaffen, um negative oder problematische Einflüsse zu 
relativieren. Das ist auch eine Idee der ganzen Medienpädagogik. Wir haben dann eine Stif-
tung gegründet, die Stiftung Medienpädagogik Bayern, die heute sehr erfolgreich mit dem Staat 
zusammenwirkt und -arbeitet. Das war der nächste Schritt. Frau Weigand hat das sehr stark 
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unterstützt. Die Staatsregierung stand dem zunächst sehr kritisch gegenüber. Ich weiß heute 
noch, dass es da eine ganz kritische Grundsatzsitzung gab, in der die Staatskanzlei gesagt hat, 
dass wir das nicht machen können. Ich erinnere mich, dass es das einzige Mal war, bei dem wir 
etwas gemacht haben, obwohl die Staatskanzlei erst die Auffassung vertreten hatte, dass wir 
das nicht dürfen, weil Medienpädagogik nicht zu unseren Aufgaben gehöre und wir deshalb 
dafür kein Geld einsetzen dürften. Unser Argument, das wir formuliert haben, lautete: „Was 
sagen Sie dazu, dass das im Rundfunk federführende Land Rheinland-Pfalz in seiner Landes-
medienanstalt erhebliche Mittel für Medienpädagogik ausgibt? Ist das auch rechtswidrig?“ Der 
damalige Chef der Staatskanzlei, Herr Sinner, hat dann dazu festgestellt, dass wir das machen 
sollen. Heute ist die Stiftung Medienpädagogik ein Lieblingskind der bayerischen Politik, ein 
ganz wesentlicher Beitrag in Schulen und ist vielfältig tätig und wird sehr anerkannt. 

Im Bereich Öffentlichkeitsarbeit hat die BML, wie ich finde, schon 
sehr früh wichtige und beispielgebende Impulse gesetzt. Wenn wir 
heute sehen, was die Münchner Medientage sind, und die schon 1988 
angefangen haben. Sie sind sehr früh an die Öffentlichkeit gegangen. 

1987 waren die ersten Münchner Medientage, der Rundfunkkongress der BLM 1988, aber die 
Medientage haben wir natürlich immer mit unterstützt, bereits 1987. Später haben wir die 
Medientage als alleiniger Gesellschafter übernommen. Aus dem Rundfunkkongress wurden 
die Lokalrundfunktage in Nürnberg.

Was hat uns damals bewogen, so früh an die Öffentlichkeit zu gehen …? Das ist die Über-
zeugung, dass wir in die Öffentlichkeit mit den Fragestellungen und Problemlagen gehen müs-
sen, die das duale System insgesamt aufwirft. Und dass wir dazu eine qualifizierte Diskussion 
brauchen und keine vordergründigen Schnellschüsse aus dem Bauch heraus, die wir auch 
immer wieder erlebt haben. Dazu dienen solche Kongresse.

Die Medientage haben mehr die großen Themen der Fernsehsender und die Konflikte 
im dualen System dargestellt. Für die lokalen und regionalen Themen gab es den Kongress in 
Nürnberg, der sehr erfolgreich war und nach wie vor ist, und inzwischen auch international 
anerkannt ist. Ich gehe da immer noch hin und freue mich, dass das so gut läuft. 

Kommen wir zum Bereich Technik. Technische Entwicklungen trei-
ben immer an. In diesem Bereich hat sich viel verändert. Wo waren 
aus Ihrer Sicht die größeren Herausforderungen? Heute sind wir ja 
bei der Regulierung von Plattformen.

Die größte Herausforderung war zum Beispiel beim Aufbau von lokalen UKW-Sendern die 
Herstellung von Reichweite, weil der BR in umfangreicher Weise über Frequenzen verfügte 
und weitere beanspruchte. Es gab große Konflikte. Die schärfste Auseinandersetzung, die ich 
erlebt habe, war eine Besprechung mit dem BR, bei der es um die UKW-Frequenzen für die 
Privaten ging. Das war unglaublich. Insbesondere mit dem Rundfunkratsvorsitzenden gab es 
einen Konflikt. Der BR hat versucht, für seine Reichweitenverbesserung Frequenzen zu be-
kommen und hatte offensichtlich schon damals vor, ein fünftes UKW-Programm aufzubauen, 
hat es aber immer bestritten. Deswegen hat er Frequenzen gehortet. Es gibt heftige Schrift-
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wechsel mit dem Intendanten Vöth noch ganz am Anfang, 1985, als ich noch Beauftragter der 
BLM war. Da bestreitet er das massiv, dass er ein fünftes Programm aufbauen wolle. Genau 
das ist aber später gekommen. Der Medienrat hat sich sehr kritisch mit dem BR auseinander-
gesetzt. Das war die eine Herausforderung. Die zweite war die Frage, was die Post im Hinblick 
auf terrestrische Fernsehfrequenzen, also nicht nur den Ausbau über Kabel, macht. Das war 
nicht so ohne, was die Technik anbetrifft. Dann DAB …

Die Post war ja damals noch ein Monopol …

… ja. Es gab überall so kleine Kabelinseln, aber die große Reichweite war bei der Post. Es war 
ja auch die Frage, nach welchen Kriterien verbreitet wird. Das Teilnehmerentgelt spielt da zum 
Beispiel mit rein. Wenn ich mir vorstelle, dass bei Schwarz-Schilling damals ein Gutachten 
vorgelegt worden ist: Wenn in Bayern das Teilnehmerentgelt durchgesetzt wird, dann wird die 
Reichweite dramatisch einbrechen, weil die Leute das nicht bezahlen wollen. Das war völlig 
falsch. Bayern hatte die höchste Reichweite, trotz Teilnehmerentgelt. Das waren so Heraus-
forderungen in der Struktur und in der Bewältigung der technischen Grundlagen. Und wie 
gesagt DAB, weil sehr früh klar war, dass wir eine digitale terrestrische Technik brauchen und 
die vorhandenen Anbieter die Konkurrenz fürchteten. Das war immer das gleiche. Sie können 
das wie einen roten Faden zurückverfolgen. Die Gegnerschaft gegen DAB, die viele Argumente 
hervorgebracht hat, warum alles dagegenspricht und die Alternativen diskutiert hat, die bloß 
das Ziel hatten, die Entwicklung von DAB zu erschweren. Das kann man alles nachvollziehen, 
indem man sich bewußt macht, das viele Hörfunkunternehmen keine Technik wollten, die 
Konkurrenz bedeutet. Die UKW-Technik war gut etabliert, besonders auch in Nordrhein-
Westfalen und anderen Ländern. Da gab es in einigen Ländern ja nicht mal lokale Sender, 
weil vor allem die Zeitungsverleger dafür gesorgt hatten, dass es ja kein lokales Konzept geben 
darf, so zum Beispiel in Hessen. Diese Einflüsse sind nach wie vor bei DAB gegeben. Nur die 
Realitäten haben inzwischen diese Diskussion überholt. Heute wird kein Mensch mehr DAB 
abschalten können, da ist die Reichweite viel zu hoch. Wir haben das konsequent gemacht. Ich 
bin wirklich in vielen Dingen beschimpft worden, aber am meisten für die Unterstützung von 
DAB. Der niedersächsische Kollege, Herr Albert, hat in öffentlichen Sitzungen gesagt, wenn es 
Probleme mit dem Aufbau von DAB gab: „Wieder ein Sargnagel mehr für DAB, Herr Ring!“ 
Das war massiv. Die Besitzenden wollten keine Technik unterstützen, die mehr Wettbewerb 
zulässt.   

Sie haben sich später dann geradezu mit Leidenschaft dem Jugend-
medienschutz gewidmet. Zunächst waren Sie da noch gar nicht 
federführend, sondern haben die bereits dargelegten Posten begleitet. 
Dann haben Sie ab 1999 den Arbeitskreis …

… „Gemeinsame Stelle Jugendschutz“ …

… Programm, Medienkompetenz und Bürgermedien der Landes-
medienanstalten geleitet. Dann gab es eine Änderung im Staatsver-
trag über den Jugendschutz. Und ab 2003 hatten Sie den Vorsitz der 
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Kommission für Jugendmedienschutz (KJM). Die Kommission war 
ja anders besetzt, hatte andere Funktionen. Das Internet war auf 
dem Plan, somit hatte sich der Jugendschutz ganz anderen Heraus-
forderungen zu stellen. 

Das war extrem schwierig, insbesondere die Strukturen des Internets zu erfassen und die Mög-
lichkeiten einer jugendschutzorientierten Steuerung. Zum Beispiel die Fragen, wie Jugend-
schutzprogramme oder technische Mittel und ähnliches mehr für den Jugendschutz wirken. 
Bei der KJM hatten wir immer einen Sachverständigen, den wir ständig zu diesen Fragen ge-
hört haben. Der Vorteil der KJM war, dass wichtige Bereiche wie zum Beispiel die Bundes-
prüfstelle für jugendgefährdende Medien, deren Leiterin in der KJM war, auch über die Landes-
medienanstalten hinaus mitwirkten. Die obersten Landesjugendbehörden waren mit einer 
Vertreterin vertreten. Dann noch … Da muss ich mal kurz überlegen …

… die Bundeszentrale für politische Bildung?

Ja genau. Herr Thomas Krüger war sehr hilfreich, weil er auch eine breite gesellschafts-
politische Position eingebracht hat. Wir haben, so glaube ich, durchaus erfolgreich gekämpft 
und gearbeitet und uns zusammengerauft. Das war eine richtig tolle Aufgabe, aber auch sehr 
herausfordernd. Das war eine der schwierigsten Aufgaben, die ich je gemacht habe. Vor allem 
dieser Mechanismus, wie weit Selbstregulierung geht und wie weit Aufsicht gehen muss. Wie 
weit kann man sich auf Selbstregulierungseinrichtungen verlassen? Da hat der Gesetzgeber 
was Kluges im Staatsvertrag geregelt, finde ich. Da hat er ganz bestimmte Anforderungen an 
die Selbstregulierung formuliert, zum Beispiel unabhängige Prüfer, die Herauslösung der Ent-
scheidungsstrukturen aus den Unternehmen etc. Das war also ganz wichtig. Da aber den rich-
tigen Mittelweg zu finden, das war auch schwierig. Das war auch ein neues Modell, das ich 
europaweit vertreten habe. Dafür gab es viel Kritik, was denn ‚regulierte Selbstregulierung‘ 
heißen soll, haben zum Beispiel die Engländer gefragt. Entweder gibt es „Regulierung“ oder 
„Selbstregulierung“ – „regulierte Selbstregulierung“, was ist das für ein Blödsinn. Das haben 
wir dann eher als Ko-Regulierung bezeichnet. Es waren also lauter neue Fragen, die uns 
ziemlich gefordert haben. Ich habe das sehr gerne gemacht. Wir hatten großes Vertrauen zu-
einander. Die haben mir zum Abschied ein auf mich bezogenes Schriftstück produziert, davon 
träume ich noch, so anerkennend und nett war dies (lacht).

Kommen wir zu Ihrer persönlichen Bilanz. Wenn man die Ergebnisse 
Ihrer Arbeit Revue passieren lässt, dazu zählt unter anderem der Auf-
bau eines erfolgreichen privat-rechtlichen Rundfunks in Bayern, auch 
einer großen und gut funktionierenden Landesmedienanstalt, Auf-
bau von Aus- und Fortbildungseinrichtungen für den journalistischen 
Nachwuchs sowie für den Bereich Marketing und ihr unermüdlicher 
Einsatz für den Jugendschutz. Man muss anerkennen, dass Sie dafür 
zurecht mit den höchsten Auszeichnungen geehrt wurden: mit dem 
Bayerischen Verdienstorden, der Goldenen Feder, dem Verdienst-
kreuz 1. Klasse des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland, 
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dem Goldenen Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Öster-
reich und der Bayerischen Verfassungsmedaille in Silber. 

Vielen Dank für diese Bewertung. Das haben nicht alle immer so gesehen, aber ich freue mich, 
dass Sie das so sehen. 

Vor diesem Hintergrund muss es Sie doch persönlich sehr getroffen 
haben, dass Sie gegen Ende ihrer Präsidentschaft, vor allem auch mit 
zwei Themen, bundesweit ins Kreuzfeuer geraten sind. Ich spreche 
hier die sogenannte ‚Kopka-Affäre‘ an. Vielleicht können Sie die ein 
bisschen erläutern und dann auf ihr Gehalt, das zum Schluss zum 
Thema wurde, eingehen. Wie bewerten Sie diese Vorfälle aus heutiger 
Sicht?  

Ich war in der Kopka-Affäre nicht nur ziemlich getroffen, sondern ich war ganz hart getroffen. 
Das hat mich voll erwischt. Ich will noch mal den Sachverhalt genau schildern, wie er sich jetzt 
auch nach den Erklärungen, die wir damals abgegeben haben, richtig darstellt. 2003 nimmt 
Klaus Kopka, Vorsitzender des Medienrats, ein Darlehen von einem Anbieter mit Namen  
Ralph Burkei. 2009 wird dieser Vorfall dann bekannt. Warum? Weil Burkei in Indien ums 
Leben gekommen ist und man in seinem Nachlass Darlehensverträge mit Kopka gefunden 
hat, die dann in die Öffentlichkeit geraten sind. Diese Situation hat mich deswegen so ge-
schlaucht und so betroffen gemacht, weil ich dafür verantwortlich gemacht wurde, dass ich 
das der Öffentlichkeit nicht mitgeteilt habe. Ich hätte das 2009, so war die Vorstellung, der 
Öffentlichkeit mitteilen müssen. 

2003 …

2003 habe ich das ja gar nicht gewusst. 

In der Presse ist das aber …

Doch, Moment, damit ich das nicht verwechsle. Ich habe mir das nämlich noch mal angesehen. 
Ja, richtig. 2003 war das mir, dem stellvertretenden Medienratsvorsitzenden, Herrn Dr. Jooß, 
der inzwischen verstorben ist, und dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats, Herrn Nüssel, der 
gerade ausgeschieden ist, bekannt geworden. Wir haben dann überlegt, wie wir damit um-
gehen. Wir haben geprüft, was das eigentlich für einen Einfluss auf die Entscheidungspraxis 
hatte, das war ja auch ein wichtiger Punkt. Der Einfluss war gleich Null. Herr Kopka hatte durch 
das Darlehen keinerlei Einfluss auf die Entscheidung der Verlängerung der Lizenz von Burkei. 
Herr Kopka war bei der entscheidenden Grundsatzausschusssitzung gar nicht dabei und hat 
auch sonst keinen Einfluss genommen. Der hätte auch gar keine Chance gehabt, Einfluss zu 
nehmen. Das waren Vorlagen der BLM und die Gremien haben das nach sachlichen Kriterien 
beraten. Ein Einzelner kann vielleicht ein bisschen auf die Diskussion Einfluss nehmen, aber 
nicht auf so einen Entscheidungsprozess. Dann war die Frage, wie wir damit umgehen. Wir 
haben dann alle drei beschlossen, dass wir nicht in die Öffentlichkeit gehen. Und zwar auch 
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deshalb, weil wir der Meinung waren, Herr Kopka könne nicht mehr zum Vorsitzenden des 
Medienrats gewählt werden, die Wahl stand bevor  … Das habe ich dann persönlich über-
nommen, was mir bis heute von Herrn Kopka noch nachgetragen wird. Ich habe Herrn Kopka 
dann gesagt, dass der Verzicht auf die Wiederwahl der Preis dafür ist, dass wir nicht in die 
Öffentlichkeit gehen und das dann in unserem Kreis bleibt, und wenn doch, ich mich ge-
zwungen sehen würde, den Medienrat über sein Verhalten zu informieren. Das macht einen 
natürlich unglaublich beliebt. Letztlich hat er das dann geschluckt und akzeptiert. Und dann 
kam das 2009 an die Öffentlichkeit und ich wurde persönlich zur Verantwortung gezogen und 
im Kulturpolitischen Ausschuss des Bayerischen Landtages massivst kritisiert. Unglaublich, 
wie ich beschimpft wurde und immer wieder die Frage, warum ich das nicht der Öffentlich-
keit mitgeteilt habe. Wir waren damals aber einhellig der Auffassung, das zu veröffentlichen 
ist unangebracht, weil Herr Kopka doch ausscheidet aus dem Medienrat. Das hat auch der 
Medienratsvorsitzende, Dr. Jooß, so gesehen, darüber gibt es auch einen Bericht im Medienrat. 

Es gab auch die Frage, ob es nicht gegenüber der Rechtsaufsicht eine Verpflichtung ge-
geben hätte, über diese Darlehensannahme zu berichten. Dann hat die Rechtsaufsicht geprüft 
und die Auffassung vertreten, dass das Fehlverhalten eines Medienrats bei einer unabhängigen 
Landesmedienanstalt intern abzuwickeln ist. Die Erklärung der SPD-Landtagsfraktion, dass 
die Landeszentrale die Rechtsaufsicht hätte informieren müssen, verkehrt die Aussagen der 
Rechtsaufsicht ins Gegenteil. Das Ministerium hat nämlich das Gegenteil gesagt: „Die Rechts-
aufsicht stellt ausdrücklich fest, dass es keine gesetzliche Informationspflicht über das Ver-
halten des früheren Medienratsvorsitzenden Klaus Kopka gegeben habe.“ Wir haben uns in 
der Rechtsauffassung bestätigt gesehen. Das hat aber nichts daran geändert, dass mich Politi-
ker sehr scharf kritisiert haben, wie ich es erst einmal, ganz zu Anfang, wie ich schon erzählt 
habe, erlebt hatte, und danach so nie wieder. Einmal beim BR, einmal bei den Bürgerinitiativen 
und einmal im Landtag: „Herr Ring, treten Sie sofort zurück! Jeder Tag, den Sie länger in Bay-
ern für Medienpolitik verantwortlich sind, ist ein Schaden für die bayerische Medienpolitik.“ 
Neben mir saß der Medienratsvorsitzende Dr. Jooß, Nachfolger von Herrn Kopka. Der war 
offensichtlich gar nicht so interessant, den haben sie gar nicht angegriffen, sondern mich. Als 
ob ich die Aufsicht über den Medienrat habe, was nicht stimmt. Ich habe als Präsident keine 
Aufsicht über das Gremium. Mich haben Politiker also massiv kritisiert. ‚Ziemlich‘ getroffen 
ist eigentlich harmlos formuliert. Ich habe schlaflose Nächte gehabt. Das wurde aber dann 
durch die Unterstützung des Medienrates – also wieder die vertrauensvolle Zusammenarbeit 
mit dem Medienrat – wieder in Ordnung gebracht. Ich bin auch nicht zurückgetreten, weil ich 
das nicht für richtig gehalten habe und weil ich auch gar keine Veranlassung gesehen habe. 
Die Kritik im Landtag kam von den Grünen und der SPD. Die haben sich ausgetobt, das glau-
ben Sie gar nicht. Der SPD-Fraktionsvorsitzende Markus Rinderspacher, der vorher bei einem 
privaten Sender tätig war, hat mich ganz besonders heftig kritisiert und Ulrike Gote von den 
Grünen, die dann später im Medienrat war. Mit Frau Gote hatte ich auch regelmäßig Kontro-
versen. Im Buch durfte sie dann aber schreiben (lacht). 

Nun zum Thema Gehalt. Die Ausgangslage, warum der Verwaltungsrat dieses Gehalt fest-
gesetzt hat, war die Parallele zum Intendanten des BR. Man hat gesagt, das sei die zweite öffent-
lich-rechtliche Anstalt in Bayern …

… dualer Rundfunk … 
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… genau, und in Bayern die besondere Rechtsstellung der BLM mit Grundrechtseigenschaft 
und weitreichender Verantwortung im Trägerschaftsmodell. Wir wollen uns ein Stück am BR 
orientieren. Das war das eine Motiv für den Verwaltungsrat. Ich habe das nicht mal intensiv 
betrieben, sondern die Mitglieder wollten das auch. Dabei spielte auch die Sorge mit, dass 
ich die Landeszentrale für Neue Medien verlasse und in den Vorstand eines Unternehmens 
gehen könnte. Das waren die zwei wesentliche Motive. Dieses Selbstverständnis galt ja auch 
für den Medienrat. Der Medienrat hatte ja, und das ist in anderen Ländern anders, genau die 
gleiche Aufwandsentschädigung wie der Rundfunkrat. Die gleiche Höhe, die gleiche Struktur. 
Das haben wir völlig parallel gemacht. Es gab ja damals politische Stimmen, die den Medien-
rat schwächen wollten, angeführt vom BR, wonach man nicht wollte, dass die Mitglieder des 
Medienrats von der BLM entlohnt werden, sondern von den Gruppierungen, die sie ent-
senden. Mit dem Ziel, dass da nicht so gute Leute reingehen. Das war eindeutig so. Das war 
die Parallele. Das ist jetzt natürlich richtig, dass das ein hohes Gehalt war. Das gilt auch für das 
Intendantengehalt, welches ziemlich genau das gleiche war. Dass das Kritik auslöst, das finde 
ich verständlich – vor allem diese Struktur, die der Verwaltungsratsvorsitzende öffentlich ver-
treten hat, dass es nämlich um zusätzliche Tantiemen gehe. Im Grunde war die Idee die, dass 
derjenige, der das alles aufgebaut hat, für das erfolgreiche Ergebnis „belohnt“ werden sollte. 
Das unternehmerische Denken im Verwaltungsrat war sehr ausgeprägt. 

Beide Vorfälle haben ja ihre Konsequenzen gehabt. Einmal hat man 
die Ausarbeitung eines Verhaltenskodex für Mitglieder der Organe 
beschlossen. Bei Ihnen hat man dann auch als Konsequenz gesagt, 
das im Geschäftsbericht zu veröffentlichen. 

Ja. Das kam überhaupt erst an die Öffentlichkeit, weil wir es freiwillig veröffentlicht haben. 
Wir haben gesagt, dass wir das jetzt auch veröffentlichen müssen. Das war damals auch bei 
den Intendanten üblich geworden. So wollten wir das parallel machen. Und dann gab’s diese 
Kritikwelle. 

Ich hätte noch eine letzte Frage. Sie haben dieses Buch hier heraus-
gegeben und ich habe den Eindruck, das Thema Medien bestimmt 
immer noch Ihr Leben. Wollen Sie noch etwas zu Ihnen selbst sagen?

Ja, das stimmt auch. Nicht ganz so schwerpunktmäßig, wie wenn man das Präsidentenamt 
der BLM innehat, aber ich wirke noch in einigen Gremien mit, werde dorthin eingeladen. 
Gerade erst bin ich wieder berufen worden in die Medienkommission der CSU, da bin ich 
schon immer gewesen, und in die Filmkommission der CSU. Ich bin in einem Thinktank, das 
nennt man ja jetzt nicht mehr Beirat, das heißt ja Thinktank, des DVTM, Deutscher Verband 
für Telekommunikation und Medien, da sind auch zum Beispiel Herr Prof. Thoma und Herr 
Prof. Schneider drin, dabei ist auch der ehemalige Ministerpräsident von Nordrhein-West-
falen, Herr Clement. Das ist ein interessanter Kreis mit bundesweiter Wirkung. Da gehe ich 
gerne hin. Ich bin in einem Arbeitskreis des Wirtschaftsrats der CDU, Mehr Privat für einen 
starken Staat heißt der. Der beschäftigt sich mit der Glückspielregulierung, einem unglaub-
lichen Thema, das mich wirklich umtreibt. Ich bin bei der Vereinigung der Bayerischen Wirt-
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schaft in einem Ausschuss über Wirtschaft und Medien. Und ich bin auch als Rechtsanwalt mit 
Beratung tätig, zeitlich sehr reduziert. Das macht mir Spaß, solange ich das Gefühl habe, dass 
erstens die Unternehmen einen gerne zu Rate ziehen und einem Aufträge geben und zweitens 
wenn ich das Gefühl habe, dass ich in den Kommissionen mit den Erfahrungen, die ich habe, 
etwas Sinnvolles bewirken kann. 

Vielen Dank für das Gespräch. 

Ich bedanke mich auch.




